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Vorbemerkung

Per 1. Januar 2023 trat das revidierte Schweizerische Aktienrecht in Kraft. Der Verwaltungsrat beantragt, die 
Statuten der ORIOR AG zu ändern, um sowohl die Anforderungen aus dem neuen Aktienrecht zu erfüllen als auch 
um der aktuellen Best Practice im Bereich Corporate Governance Rechnung zu tragen. Die vorgeschlagenen An-
passungen umfassen die Überführung der neuen Bestimmungen, die Angleichung an den Gesetzeswortlaut, die 
Einführung eines Kapitalbands, Präzisierungen zur Vermeidung von Rechtsunsicherheiten, die Modernisierung 
und Flexibilisierung von Generalversammlungen und der Organisation sowie redaktionelle Bereinigungen. Nach-
folgend die Erläuterungen zu den Anträgen an die Generalversammlung:  

Antrag an die Generalversammlung Erläuterung 

6.1 Ergänzung des Geschäftszwecks
Der Verwaltungsrat beantragt die  
Ergänzung von Art. 2 der Statuten.

Mit dieser Anpassung wird der Geschäftszweck um das Schaffen von 
langfristigem, nachhaltigem Wert ergänzt und damit auch der zuneh-
menden Wichtigkeit von ökologischen und sozialen Themen Rechnung 
getragen.

6.2 Anpassung des bedingten Kapitals
Der Verwaltungsrat beantragt die  
Änderung von Art. 3a der Statuten.

Um die Flexibilität der Gesellschaft zu erhöhen, rasch auf Investitions- und 
Akquisitionsmöglichkeiten zu reagieren oder günstige Marktbedingungen 
zur weiteren Verbesserung der Kapitalposition zu nutzen, soll der Verwen-
dungszweck des bedingten Kapitals erweitert und flexibilisiert werden. Im 
Rahmen des bedingten Kapitals kann die Gesellschaft Finanzinstrumente 
wie z. B. Wandelanleihen oder ähnliche Instrumente, welche in Aktien 
gewandelt werden können, ausgeben. Die Ermächtigung zur Ausgabe von 
Aktien im Zusammenhang mit solchen Finanzinstrumenten ist beschränkt 
auf 7.18 % des Aktienkapitals (d. h. 470 ’000 Aktien).
Darüber hinaus schlägt der Verwaltungsrat vor, die aus dem bedingten 
Kapital (Art. 3a der Statuten) und dem Kapitalband (Art. 3b der Statuten) 
unter Ausschluss der Bezugs- bzw. Vorwegzeichnungsrechte ausgegebe-
nen Aktien auf insgesamt maximal 10 % der gegenwärtig ausgegebenen 
Aktien der Gesellschaft zu beschränken.  

6.3 Schaffung eines Kapitalbands
Der Verwaltungsrat beantragt die  
Löschung des genehmigten Kapitals
und an dessen Stelle die Einführung  
eines Kapitalbands in Art. 3b der  
Statuten.

Mit diesem Antrag wird das genehmigte Kapital aufgehoben und an des-
sen Stelle im gleichen Umfang das neu vom Gesetz vorgesehene Kapital-
band eingeführt. Das Kapitalband ermächtigt den Verwaltungsrat zur Erhö-
hung des Aktienkapitals um 7.18 % des Aktienkapitals sowie um Reduktion 
des Aktienkapitals um 5.0 % des Aktienkapitals und ist auf die vom Gesetz 
vorgesehenen 5 Jahre bis zum 18. April 2028 zeitlich beschränkt. 
Darüber hinaus schlägt der Verwaltungsrat vor, die aus dem bedingten 
Kapital (Art. 3a der Statuten) und dem Kapitalband (Art. 3b der Statuten) 
unter Ausschluss der Bezugs- bzw. Vorwegzeichnungsrechte ausgegebe-
nen Aktien auf insgesamt maximal 10 % der gegenwärtig ausgegebenen 
Aktien der Gesellschaft zu beschränken.

6.4 Präzisierung Vinkulierungs- 
bestimmung 
Der Verwaltungsrat beantragt die  
Ergänzung von Art. 5 und 6 der  
Statuten.

Der Verwaltungsrat beabsichtigt, die Möglichkeit der missbräuchlichen
Verwendung der Effektenleihe und ähnlicher Rechtsgeschäfte zur Einfluss-
nahme auf die Abstimmungen und Wahlen in der Generalversammlung 
einzuschränken, und beantragt deshalb, den neuen Vinkulierungsgrund von 
Art. 685d Abs. 2 OR in die Statuten zu übernehmen. Darüber hinaus werden 
bei dieser Gelegenheit redaktionelle Bereinigungen beantragt.

6.5 Generelle und inhaltliche  
Anpassungen an die neuen  
gesetzlichen Bestimmungen  
sowie redaktionelle Bereinigungen
Der Verwaltungsrat beantragt die  
Änderung von Art. 3, Art. 4, Art. 8–11,  
Art. 13, Art. 16–19, Art. 24, Art. 33  
und Art. 34.

Bei diesen Änderungen geht es um die inhaltliche sowie wörtliche Anpas-
sung an die Bestimmungen des neuen Aktienrechts. Darin enthalten sind 
auch die Ergänzungen im Zusammenhang mit den neuen Bestimmungen 
hinsichtlich der Berichterstattung über nichtfinanzielle Belange sowie die 
Modernisierung der Bestimmungen zur Durchführung von Generalver-
sammlungen und Organisationsausgestaltung. Darüber hinaus werden bei 
dieser Gelegenheit einige redaktionelle Bereinigungen der Statutentexte 
beantragt.
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Artikel 1  Firma, Sitz, Dauer 

Unter der Firma ORIOR AG (ORIOR Ltd) (ORIOR SA) be-
steht mit Sitz in Zürich auf unbestimmte Dauer eine Ak-
tiengesellschaft gemäss den vorliegenden Statuten und 
den Vorschriften des 26. Titels des Schweizerischen Ob-
ligationenrechts (OR).
 
 
Artikel 2  Zweck

1	 Die Gesellschaft bezweckt den Erwerb, die Ver-
waltung und Veräusserung von Beteiligungen, 
insbesondere Beteiligungen an Unternehmen der 
Nahrungsmittelindustrie, sowie von anderen Ver-
mögensanlagen aller Art im In- und Ausland.

2	 Die Gesellschaft kann in der Schweiz und im Aus-
land Zweigniederlassungen errichten, Gesellschaf-
ten und Unternehmen gründen oder sich an sol-
chen beteiligen sowie alle Geschäfte eingehen und 
Verträge abschliessen, die der Zweck der Gesell-
schaft mit sich bringen kann. Die Gesellschaft kann 
für andere Gesellschaften des Konzerns Finanzie-
rungen und Sicherheiten gewähren und Garantie-
verpflichtungen übernehmen. Die Gesellschaft kann 
Grundstücke und Immaterialgüterrechte im In- und 
Ausland erwerben, verwalten und verwerten.

3	 Bei der Verfolgung ihres Geschäftszwecks strebt die 
Gesellschaft die Schaffung von langfristigem, nach-
haltigem Wert an. 

1. 		 Allgemeines

STATUTEN DER ORIOR AG 

2. 		 Aktienkapital und Aktien

Vergleichsversion Statutenrevision Bereinigter neuer Statutentext 

Artikel 1  Firma, Sitz, Dauer

[keine Änderung]

 
Artikel 2  Zweck

1	 [keine Änderung]

2	 [keine Änderung]

3	 Bei der Verfolgung ihres Geschäftszwecks strebt die 
Gesellschaft die Schaffung von langfristigem, nach-
haltigem Wert an. 

Artikel 3  Aktienkapital

1	 Das Aktienkapital beträgt CHF 26’169’596 (sechs-
undzwanzig Millionen, einhundert- neunundsechzig 
Tausend, einhundertneunundsechzigtausendfünf-
hundertsechsundneunzig Schweizer Franken) und 
ist eingeteilt in 6’542’399 Namenaktien zu CHF 
4.00. Die Aktien sind voll liberiert. 

Artikel 3  Aktienkapital

1	 Das Aktienkapital beträgt CHF 26’169’596 (sechs-
undzwanzig Millionen einhundertneunundsechzig-
tausendfünfhundertsechsundneunzig Schweizer 
Franken) und ist eingeteilt in 6’542’399 Namenak-
tien zu CHF 4.00. Die Aktien sind voll liberiert. 
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2	 Die Generalversammlung kann jederzeit durch Sta-
tutenänderung Namenaktien in Inhaberaktien und 
Inhaberaktien in Namenaktienumwandeln.

23	 Bei einer zukünftigen Erhöhung des Aktienkapitals 
müssen alle neuen Aktien den dannzumaligen Akti-
onären im Verhältnis zu ihrem Aktienbesitz angebo-
ten werden, sofern die Generalversammlung nicht 
aus wichtigen Gründen etwas anderes beschliesst.

Artikel 3a  Bedingtes Kapital

1	 Das Aktienkapital der Gesellschaft wird im Maximal-
betrag von CHF 614’656 CHF 2’494’656 erhöht 
durch Ausgabe von höchstens 153’664 623’664 
vollständig zu liberierenden Namenaktien mit ei-
nem Nennwert von je CHF 4.00: durch Ausübung 
von Optionsrechten, die nach Massgabe eines Betei-
ligungsplanes oder mehrerer Beteiligungspläne den 
Verwaltungsräten und den Mitarbeitern der Gesell-
schaft und ihrer Tochtergesellschaften gewährt wer-
den. Der Ausgabepreis für die neuen Aktien sowie die 
Beteiligungspläne werden vom Verwaltungsrat fest-
gesetzt. Das Bezugs- und Vorwegzeichnungsrecht 
der Aktionäre ist für diese bedingte Kapitalerhöhung 
ausgeschlossen. Der Erwerb der Namenaktien durch 
Ausübung von Optionsrechten sowie jede nachfol-
gende Übertragung unterliegen den Eintragungsbe-
schränkungen gemäss Art. 5 und 6 der Statuten.

	 a) bis zu einem Betrag von CHF 614’656, entspre-
chend 153’664 voll liberierten Namenaktien durch 
Ausübung von Optionsrechten oder Erwerbsrech-
ten, die nach Massgabe eines Beteiligungsplans 
oder mehrerer Beteiligungspläne den Verwaltungs-
räten oder den Mitarbeitenden der Gesellschaft und 
ihrer Tochtergesellschaften gewährt werden; 

	 b) bis zu einem Betrag von CHF 1’880’000, entspre-
chend 470’000 voll zu liberierenden Namenaktien 
durch Ausübung von Wandel- und /oder Options-
rechten, die Aktionären, Gläubigern von Anleihens-
obligationen oder ähnlichen Obligationen oder  
Dritten eingeräumt wurden. 

	 Die Wandel- und /oder Optionsbedingungen sind 
durch den Verwaltungsrat festzulegen. Das Bezugs-
recht der Aktionäre ist ausgeschlossen.

	 Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, bei der Ausgabe 
von Anleihensobligationen oder ähnlichen Obligatio-

[aufgehoben]

2	 [keine inhaltliche Änderung]

Artikel 3a  Bedingtes Kapital

1	 Das Aktienkapital der Gesellschaft wird im Maximal-
betrag von CHF 2’494’656 erhöht durch Ausgabe 
von höchstens 623’664 vollständig zu liberieren-
den Namenaktien mit einem Nennwert von je CHF 
4.00: 

	 a) bis zu einem Betrag von CHF 614’656, entspre-
chend 153’664 voll liberierten Namenaktien durch 
Ausübung von Optionsrechten oder Erwerbsrech-
ten, die nach Massgabe eines Beteiligungsplans 
oder mehrerer Beteiligungspläne den Verwaltungs-
räten oder den Mitarbeitenden der Gesellschaft und 
ihrer Tochtergesellschaften gewährt werden; 

	 b) bis zu einem Betrag von CHF 1’880’000, entspre-
chend 470’000 voll zu liberierenden Namenaktien 
durch Ausübung von Wandel- und /oder Options-
rechten, die Aktionären, Gläubigern von Anleihens-
obligationen oder ähnlichen Obligationen oder  
Dritten eingeräumt wurden. 

	 Die Wandel- und /oder Optionsbedingungen sind 
durch den Verwaltungsrat festzulegen. Das Bezugs-
recht der Aktionäre ist ausgeschlossen.

	 Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, bei der Ausgabe 
von Anleihensobligationen oder ähnlichen Obligatio-
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nen das Vorwegzeichnungsrecht der Aktionäre zu be-
schränken oder aufzuheben im Zusammenhang mit:	

	 a) der Finanzierung (einschliesslich Refinanzierung) 
des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmenstei-
len, Beteiligungen oder von neuen Investitionsvor-
haben der Gesellschaft; oder

	 b) der Emission auf nationalen oder internationalen 
Kapitalmärkten oder der Ausgabe an einen oder 
mehrere strategische oder Finanzinvestoren.

	
	 Soweit das Vorwegzeichnungsrecht ausgeschlossen 

ist, sind: a) die Anleihensobligationen oder ähnlichen 
Obligationen zu angemessenen Bedingungen aus-
zugeben; und b) die Ausübungsfristen der Options- 
und  /oder Wandelrechte auf höchstens zehn Jahre ab 
dem Zeitpunkt der Emission anzusetzen.

	 Die Ausübung der Options- und /oder Wandelrechte 
beziehungsweise der Verzicht auf diese erfolgt in 
einer durch Text nachweisbaren Form. 

	 Der Erwerb der Namenaktien durch die Ausübung 
von Wandel- und Optionsrechten und die weitere 
Übertragung der Namenaktien unterliegen den Ein-
tragungsbeschränkungen gemäss Art. 5 und Art. 6 
der Statuten.

	
	 Die Gesamtzahl der Namenaktien, welche (i) aus 

bedingtem Aktienkapital gemäss Art. 3a der Statu-
ten unter Ausschluss der Vorwegzeichnungsrech-
te der Aktionäre sowie (ii) aus dem Kapitalband 
gemäss Art. 3b der Statuten unter Ausschluss der  
Bezugsrechte der Aktionäre ausgegeben werden, 
darf 654’239 Namenaktien, sprich 10 % des be-
stehenden Aktienkapitals, nicht überschreiten.

Artikel 	3b  Genehmigtes Kapital Kapitalband

1	 Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, das Aktien-
kapital jederzeit bis spätestens am 5. April 2024 
durch Ausgabe von maximal 470’000 voll zu li-
berierenden Namenaktien mit einem Nennwert 
von je CHF 4.00 pro Aktie um insgesamt maxi-
mal CHF 1’880’000 nominal zu erhöhen. Eine 
Erhöhung in Teilbeträgen ist gestattet.	  
Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, jederzeit bis spä-
testens am 18. April 2028 innerhalb der Obergren-
ze von CHF 28’049’596, entsprechend 7’012’399 
Namenaktien von je CHF 4.00 Nennwert, und der 

nen das Vorwegzeichnungsrecht der Aktionäre zu be-
schränken oder aufzuheben im Zusammenhang mit:	

	 a) der Finanzierung (einschliesslich Refinanzierung) 
des Erwerbs von Unternehmen, Unternehmenstei-
len, Beteiligungen oder von neuen Investitionsvor-
haben der Gesellschaft; oder 

	 b) der Emission auf nationalen oder internationalen 
Kapitalmärkten oder der Ausgabe an einen oder 
mehrere strategische oder Finanzinvestoren.

	
	 Soweit das Vorwegzeichnungsrecht ausgeschlossen 

ist, sind: a) die Anleihensobligationen oder ähnlichen 
Obligationen zu angemessenen Bedingungen aus-
zugeben; und b) die Ausübungsfristen der Options- 
und  /oder Wandelrechte auf höchstens zehn Jahre ab 
dem Zeitpunkt der Emission anzusetzen.

	 Die Ausübung der Options- und /oder Wandelrechte 
beziehungsweise der Verzicht auf diese erfolgt in 
einer durch Text nachweisbaren Form. 

	 Der Erwerb der Namenaktien durch die Ausübung 
von Wandel- und Optionsrechten und die weitere 
Übertragung der Namenaktien unterliegen den Ein-
tragungsbeschränkungen gemäss Art. 5 und Art. 6 
der Statuten.

	
	 Die Gesamtzahl der Namenaktien, welche (i) aus 

bedingtem Aktienkapital gemäss Art. 3a der Statu-
ten unter Ausschluss der Vorwegzeichnungsrech-
te der Aktionäre sowie (ii) aus dem Kapitalband 
gemäss Art. 3b der Statuten unter Ausschluss der  
Bezugsrechte der Aktionäre ausgegeben werden, 
darf 654’239 Namenaktien, sprich 10 % des be-
stehenden Aktienkapitals, nicht überschreiten.

Artikel 3b  Kapitalband

1		 Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, jederzeit bis spä-
testens am 18. April 2028 innerhalb der Obergren-
ze von CHF 28’049’596, entsprechend 7’012’399 
Namenaktien von je CHF 4.00 Nennwert, und der 
Untergrenze von CHF 24’861’116, entsprechend 
6’215’279 Namenaktien von je CHF 4.00 Nenn-
wert, eine oder mehrere Erhöhungen und /oder Her-
absetzungen vorzunehmen. Kapitalherabsetzungen 
können sowohl durch Reduktion des Nennwerts 
der Aktien als auch durch Vernichtung von Aktien 
durchgeführt werden. Der jeweilige Ausgabebetrag, 
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Untergrenze von CHF 24’861’116, entsprechend 
6’215’279 Namenaktien von je CHF 4.00 Nenn-
wert, eine oder mehrere Erhöhungen und /oder Her-
absetzungen vorzunehmen. Kapitalherabsetzungen 
können sowohl durch Reduktion des Nennwerts 
der Aktien als auch durch Vernichtung von Aktien 
durchgeführt werden. Der jeweilige Ausgabebetrag, 
die Anzahl Aktien, der Zeitpunkt der Dividenden-
berechtigung und der Ausgabe, die Bedingungen 
der Bezugsrechtsausübung und die Art der Einla-
gen (einschliesslich Barliberierung, Sacheinlage, 
Verrechnung und Umwandlung von Reserven oder 
eines Gewinnvortrags in Aktienkapital) werden 
vom Verwaltungsrat bestimmt. Dabei kann der 
Verwaltungsrat neue Aktien mittels Festübernah-
me durch eine Bank, ein Bankenkonsortium oder 
einen anderen Dritten und anschliessenden An-
gebots an die bisherigen Aktionäre oder an Dritte 
(sofern die Bezugsrechte der bisherigen Aktionäre 
aufgehoben sind oder nicht gültig ausgeübt wer-
den) ausgeben. Die neuen Namenaktien unterlie-
gen nach dem Erwerb Der Erwerb der Namenaktien 
und die weitere Übertragung der Namenaktien un-
terliegen den Eintragungsbeschränkungen gemäss 
Art. 5 und 6 der Statuten. 

2	 Der Verwaltungsrat ist berechtigt, das Bezugsrecht 
der Aktionäre zu beschränken oder auszuschliessen 
und einzelnen Aktionären, der Gesellschaft oder 
Dritten zuzuweisen, (i) wenn solche neuen Aktien für 
die Übernahme von Unternehmen, Unternehmens-
teilen oder Beteiligungen oder für Investitionsvor-
haben oder zur Finanzierung oder Refinanzierung 
solcher Transaktionen der Gesellschaft verwendet 
werden sollen oder (ii) im Fall nationaler und inter-
nationaler Platzierung von Aktien zum Zwecke einer 
raschen und flexiblen Beschaffung von Eigenkapi-
tal, welche ohne Beschränkung oder Ausschluss 
des Bezugsrechts nur schwer oder zu wesentlich 
schlechteren Bedingungen möglich wäre.

3	 Nicht ausgeübte Bezugsrechte kann der Verwal-
tungsrat verfallen lassen, oder er kann diese bzw. 
Namenaktien, für welche Bezugsrechte eingeräumt, 
aber nicht ausgeübt wurden, zu Marktkonditionen 
platzieren oder anderweitig im Interesse der Gesell-
schaft verwenden.

4	 Der Verwaltungsrat ist im Rahmen dieses Kapital-
bands auch ermächtigt: (i) eine Kapitalerhöhung 
durch Umwandlung von freien Reserven in Aktien-
kapital vorzunehmen; (ii) Kapitalherabsetzungen 

die Anzahl Aktien, der Zeitpunkt der Dividenden-
berechtigung und der Ausgabe, die Bedingungen 
der Bezugsrechtsausübung und die Art der Einla-
gen (einschliesslich Barliberierung, Sacheinlage, 
Verrechnung und Umwandlung von Reserven oder 
eines Gewinnvortrags in Aktienkapital) werden vom 
Verwaltungsrat bestimmt. Dabei kann der Verwal-
tungsrat neue Aktien mittels Festübernahme durch 
eine Bank, ein Bankenkonsortium oder einen an-
deren Dritten und anschliessenden Angebots an 
die bisherigen Aktionäre oder an Dritte (sofern die 
Bezugsrechte der bisherigen Aktionäre aufgehoben 
sind oder nicht gültig ausgeübt werden) ausge-
ben. Der Erwerb der Namenaktien und die weitere 
Übertragung der Namenaktien unterliegen den Ein-
tragungsbeschränkungen gemäss Art. 5 und 6 der 
Statuten. 

2	 Der Verwaltungsrat ist berechtigt, das Bezugsrecht 
der Aktionäre zu beschränken oder auszuschliessen 
und einzelnen Aktionären, der Gesellschaft oder 
Dritten zuzuweisen, (i) wenn solche neuen Aktien für 
die Übernahme von Unternehmen, Unternehmens-
teilen oder Beteiligungen oder für Investitionsvor-
haben oder zur Finanzierung oder Refinanzierung 
solcher Transaktionen der Gesellschaft verwendet 
werden sollen oder (ii) im Fall nationaler und inter-
nationaler Platzierung von Aktien zum Zwecke einer 
raschen und flexiblen Beschaffung von Eigenkapi-
tal, welche ohne Beschränkung oder Ausschluss 
des Bezugsrechts nur schwer oder zu wesentlich 
schlechteren Bedingungen möglich wäre.

3	 [keine Änderung]

4	 Der Verwaltungsrat ist im Rahmen dieses Kapital-
bands auch ermächtigt: (i) eine Kapitalerhöhung 
durch Umwandlung von freien Reserven in Aktien-
kapital vorzunehmen; (ii) Kapitalherabsetzungen 
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durch Nennwertreduktion ein- oder mehrmals pro 
Jahr durchzuführen und den Herabsetzungsbetrag 
nach Anpassung der Statuten an die Aktionäre 
auszuzahlen; (iii) im Falle einer Herabsetzung des 
Aktienkapitals, soweit erforderlich, die Verwendung 
des Herabsetzungsbetrages zu bestimmen. Der Ver-
waltungsrat kann den Herabsetzungsbetrag auch 
zur teilweisen oder vollständigen Beseitigung einer 
Unterbilanz im Sinne von Art. 653p OR verwenden 
oder im Sinne von Art. 653q OR das Aktienkapital 
herabsetzen und gleichzeitig mindestens auf den 
bisherigen Betrag erhöhen.

5	 Nach einer Änderung des Nennwerts gemäss Abs. 
4(ii) dieses Artikels ist der Verwaltungsrat ermäch-
tigt, den Nennwert in den ganzen Statuten und die 
Anzahl der Aktien in Abs. 1 entsprechend anzupas-
sen, und alle neuen Namenaktien, die innerhalb des 
Kapitalbands ausgegeben werden, tragen den ge-
änderten Nennwert. 

6	 Im Falle einer Erhöhung des Aktienkapitals aus be-
dingtem Kapital gemäss Art. 3a dieser Statuten wer-
den die Ober- und Untergrenzen des Kapitalbands 
entsprechend erhöht. Der Verwaltungsrat passt die 
Grenzen in Abs. 1 entsprechend an. 

7	 Die Gesamtzahl der Namenaktien, welche (i) aus 
bedingtem Aktienkapital gemäss Art. 3a der Statu-
ten unter Ausschluss der Vorwegzeichnungsrech-
te der Aktionäre sowie (ii) aus dem Kapitalband 
gemäss Art. 3b der Statuten unter Ausschluss der 
Bezugsrechte der Aktionäre ausgegeben werden, 
darf 654’239 Namenaktien, sprich 10 % des be-
stehenden Aktienkapitals, nicht überschreiten. 

Artikel 4		 Aktien mit aufgehobenem Titeldruck, 	
		  Bucheffekten

1	 Die Aktionäre können von der Gesellschaft die Aus-
stellung einer Bescheinigung über die in ihrem 
Eigentum stehenden Aktien verlangen. Sie haben 
jedoch keinen Anspruch auf Druck oder Auslie-
ferung von Urkunden für Aktien. Die Gesellschaft 
kann demgegenüber jederzeit Urkunden für Aktien 
drucken und ausliefern. Dabei kann die Gesellschaft 
in jedem Falle Globalurkunden über eine Mehrzahl 
von Aktien ausgeben. Urkunden tragen die faksimi-
lierte Unterschrift des Verwaltungsratspräsidenten 
der Gesellschaft.

durch Nennwertreduktion ein- oder mehrmals pro 
Jahr durchzuführen und den Herabsetzungsbetrag 
nach Anpassung der Statuten an die Aktionäre 
auszuzahlen; (iii) im Falle einer Herabsetzung des 
Aktienkapitals, soweit erforderlich, die Verwendung 
des Herabsetzungsbetrages zu bestimmen. Der Ver-
waltungsrat kann den Herabsetzungsbetrag auch 
zur teilweisen oder vollständigen Beseitigung einer 
Unterbilanz im Sinne von Art. 653p OR verwenden 
oder im Sinne von Art. 653q OR das Aktienkapital 
herabsetzen und gleichzeitig mindestens auf den 
bisherigen Betrag erhöhen.

5	 Nach einer Änderung des Nennwerts gemäss Abs. 
4(ii) dieses Artikels ist der Verwaltungsrat ermäch-
tigt, den Nennwert in den ganzen Statuten und die 
Anzahl der Aktien in Abs. 1 entsprechend anzupas-
sen, und alle neuen Namenaktien, die innerhalb des 
Kapitalbands ausgegeben werden, tragen den ge-
änderten Nennwert. 

6	 Im Falle einer Erhöhung des Aktienkapitals aus be-
dingtem Kapital gemäss Art. 3a dieser Statuten wer-
den die Ober- und Untergrenzen des Kapitalbands 
entsprechend erhöht. Der Verwaltungsrat passt die 
Grenzen in Abs. 1 entsprechend an. 

7	 Die Gesamtzahl der Namenaktien, welche (i) aus 
bedingtem Aktienkapital gemäss Art. 3a der Statu-
ten unter Ausschluss der Vorwegzeichnungsrech- 
te der Aktionäre sowie (ii) aus dem Kapitalband  
gemäss Art. 3b der Statuten unter Ausschluss der 
Bezugsrechte der Aktionäre ausgegeben werden, 
darf 654’239 Namenaktien, sprich 10 % des be-
stehenden Aktienkapitals, nicht überschreiten.

Artikel 4		 Aktien mit aufgehobenem Titeldruck, 	
		  Bucheffekten

1	 Die Aktionäre können von der Gesellschaft die Aus-
stellung einer Bescheinigung über die in ihrem 
Eigentum stehenden Aktien verlangen. Sie haben 
jedoch keinen Anspruch auf Druck oder Auslie-
ferung von Urkunden für Aktien. Die Gesellschaft 
kann demgegenüber jederzeit Urkunden für Aktien 
drucken und ausliefern. Dabei kann die Gesellschaft 
in jedem Fall Globalurkunden über eine Mehrzahl 

	 von Aktien ausgeben. Urkunden tragen die faksimi-
lierte Unterschrift des Verwaltungsratspräsidenten 
der Gesellschaft.
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2	 Die Gesellschaft kann nicht verurkundete Aktien in 
einem separaten Buch (Wertrechtebuch) eintragen. 
Mit dem Eintrag im Wertrechtebuch werden nicht 
verurkundete Aktien zu Wertrechten. Das Wertrech-
tebuch ist nicht öffentlich. Der Eintrag im Aktien-
buch bewirkt keine Begründung von Wertrechten.

3	 Aktien können im Falle von Urkunden bei einer Ver-
wahrungsstelle hinterlegt beziehungsweise im Falle 
von Wertrechten in deren Hauptregister eingetra-
gen und einem Effektenkonto gutgeschrieben wer-
den (Bucheffekte).

4	 Nicht verurkundete Aktien und aus den Aktien ent-
springende Rechte sowie Wertrechte können nur 
durch Zession übertragen werden. Die Zession 
bedarf zu ihrer Gültigkeit der Anzeige an die Ge-
sellschaft. Werden nicht verurkundete Aktien im 
Auftrag des Aktionärs von einer Bank verwaltet, 
so können diese Aktien nur unter Mitwirkung der 
Bank übertragen werden. Im Falle von Bucheffek-
ten richten sich Verfügung und Sicherheitenbe-
stellung ausschliesslich nach dem Bundesgesetz  
vom 3. Oktober 2008 über Bucheffekten (BEG).

Artikel 5  Aktienbuch

1	 Die Gesellschaft oder ein von ihr beauftragter Drit-
ter führt über die Namenaktien ein Aktienbuch, in 
welches die Eigentümer, Nutzniesser und Nominees 
mit Namen, Adresse und Staatsangehörigkeit (bei 
juristischen Personen der Sitz) eingetragen werden. 
Jeder Adresswechsel muss der Gesellschaft mitge-
teilt werden. Mitteilungen der Gesellschaft gelten 
als rechtsgültig erfolgt, wenn sie an die im Aktien-
buch zuletzt eingetragenen Kontaktdaten gesendet 
werden.

2	 Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt als Aktionär, Nutz-
niesser oder Nominee, wer als solcher im Aktien-
buch eingetragen ist.

3	 Die Aktien sind unteilbar, und die Gesellschaft an-
erkennt pro Aktie nur einen Eigentümer, Nutznies-
ser oder Repräsentanten. Das Eigentum an der Aktie 
schliesst die Anerkennung der Statuten der Gesell-
schaft mit ein.

Vergleichsversion Statutenrevision Bereinigter neuer Statutentext 

2	 [keine Änderung]

3	 Aktien können im Falle von Urkunden bei einer Ver-
wahrungsstelle hinterlegt beziehungsweise im Fall 
von Wertrechten in deren Hauptregister eingetra-
gen und einem Effektenkonto gutgeschrieben wer-
den (Bucheffekte).

4	 [keine Änderung]

Artikel 5  Aktienbuch

1	 Die Gesellschaft oder ein von ihr beauftragter Drit-
ter führt über die Namenaktien ein Aktienbuch, in 
welches die Eigentümer, Nutzniesser und Nominees 
mit Namen, Adresse und Staatsangehörigkeit (bei 
juristischen Personen der Sitz) eingetragen werden. 
Jeder Adresswechsel muss der Gesellschaft mitge-
teilt werden. Mitteilungen der Gesellschaft gelten 
als rechtsgültig erfolgt, wenn sie an die im Aktien-
buch zuletzt eingetragenen Kontaktdaten gesendet 
werden.

2	 [keine Änderung]

3	 Die Aktien sind unteilbar und die Gesellschaft an-
erkennt pro Aktie nur einen Eigentümer, Nutznies-
ser oder Repräsentanten. Das Eigentum an der Aktie 
schliesst die Anerkennung der Statuten der Gesell-
schaft mit ein.
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4	 Erwerber von Namenaktien werden auf Gesuch als 
Aktionäre mit Stimmrecht im Aktienbuch eingetra-
gen, falls sie ausdrücklich erklären, diese Namen-
aktien im eigenen Namen und auf eigene Rechnung 
erworben zu haben und dass keine Vereinbarung 
über die Rücknahme oder die Rückgabe entspre-
chender Aktien besteht und dass sie das mit den 
Aktien verbundene wirtschaftliche Risiko tragen.

5	 Der Verwaltungsrat ist berechtigt, Eintragungen im 
Aktienbuch mit Rückwirkung auf das Datum der 
Eintragung zu streichen, wenn diese durch falsche 
Angaben zustande gekommen sind. Er kann den be-
troffenen Aktionär, Nutzniesser oder Nominee vor-
gängig anhören. In jedem Fall ist der betroffene Ak-
tionär, Nutzniesser oder Nominee umgehend über 
die Streichung zu informieren.

6	 Der Verwaltungsrat trifft die zur Einhaltung der Be-
stimmungen gemäss Art. 5 und 6 der Statuten not-
wendigen Anordnungen.

Artikel 6  Nominees

	 Einzelne Personen, welche im Eintragungsgesuch 
nicht ausdrücklich erklärt haben, die Aktien für 
eigene Rechnung zu halten und dass keine Ver-
einbarung über die Rücknahme oder die Rückgabe 
entsprechender Aktien besteht und dass sie das mit 
den Aktien verbundene wirtschaftliche Risiko tragen 
(«Nominees»), werden mit Stimmrecht im Aktien-
buch eingetragen, wenn der betreffende Nominee 
einer anerkannten Bank- und Finanzmarktaufsicht 
unterstellt ist und mit dem Verwaltungsrat der Ge-
sellschaft eine Vereinbarung über seine Stellung 
abgeschlossen hat. Das vom Nominee insgesamt 
gehaltene Aktienkapital darf zwei Prozent des aus-
gegebenen Aktienkapitals der Gesellschaft nicht 
überschreiten. Der Verwaltungsrat kann über diese 
Eintragungsgrenze hinaus Nominees mit Stimm-
recht im Aktienbuch eintragen, falls die Nominees 
die Namen, Adressen, Staatsangehörigkeit und die 
Aktienbestände derjenigen Personen offenlegen, 
für deren Rechnung sie zwei Prozent oder mehr des 
ausgegebenen Aktienkapitals halten.

4	 Erwerber von Namenaktien werden auf Gesuch als 
Aktionäre mit Stimmrecht im Aktienbuch eingetra-
gen, falls sie ausdrücklich erklären, diese Namen-
aktien im eigenen Namen und auf eigene Rechnung 
erworben zu haben und dass keine Vereinbarung 
über die Rücknahme oder die Rückgabe entspre-
chender Aktien besteht und dass sie das mit den 
Aktien verbundene wirtschaftliche Risiko tragen.

5	 [keine Änderung]

6	 [keine Änderung]

Artikel 6  Nominees

	 Einzelne Personen, welche im Eintragungsgesuch 
nicht ausdrücklich erklärt haben, die Aktien für 
eigene Rechnung zu halten und dass keine Ver-
einbarung über die Rücknahme oder die Rückgabe 
entsprechender Aktien besteht und dass sie das mit 
den Aktien verbundene wirtschaftliche Risiko tragen 
(«Nominees»), werden mit Stimmrecht im Aktien-
buch eingetragen, wenn der betreffende Nominee 
einer anerkannten Bank- und Finanzmarktaufsicht 
unterstellt ist und mit dem Verwaltungsrat der Ge-
sellschaft eine Vereinbarung über seine Stellung 
abgeschlossen hat. Das vom Nominee insgesamt 
gehaltene Aktienkapital darf zwei Prozent des aus-
gegebenen Aktienkapitals der Gesellschaft nicht 
überschreiten. Der Verwaltungsrat kann über diese 
Eintragungsgrenze hinaus Nominees mit Stimm-
recht im Aktienbuch eintragen, falls die Nominees 
die Namen, Adressen, Staatsangehörigkeit und die 
Aktienbestände derjenigen Personen offenlegen, 
für deren Rechnung sie zwei Prozent oder mehr des 
ausgegebenen Aktienkapitals halten.
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Artikel 7  Die Organe der Gesellschaft sind:

		 A. Die Generalversammlung der Aktionäre; 
	B. Der Verwaltungsrat; 
	C. Die Revisionsstelle;

A.	 Die Generalversammlung 

Artikel 8  Zuständigkeiten der Generalversammlung

	 Oberstes Organ der Gesellschaft ist die Generalver-
sammlung der Aktionäre. Ihr stehen folgende un-
übertragbare Befugnisse zu:

1	 Festsetzung und Änderung der Statuten und der 
durch die Generalversammlung erlassenen Regle-
mente der Gesellschaft;

2	 Wahl und Abberufung des Präsidenten und der üb-
rigen Mitglieder des Verwaltungsrats, der Mitglieder 
des Vergütungsausschusses, der Revisionsstelle so-
wie des unabhängigen Stimmrechtsvertreters;

3	 Genehmigung des Jahresberichts bzw. Lagebe-
richts, der Konzernrechnung und der Jahresrech-
nung sowie des Berichts über nichtfinanzielle Be-
lange;

4	 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanz-
gewinnes, insbesondere die Festsetzung der Divi-
dende;

5	 Genehmigung der Vergütungen des Verwaltungs-
rats und der Geschäftsleitung;

6	 Festsetzung der Zwischendividende, sofern eine 
solche vorgesehen ist, und die Genehmigung des 
dafür erforderlichen Zwischenabschlusses;

7	 Beschlussfassung über die allfällige Rückzahlung 
der gesetzlichen Kapitalreserve;

86	 Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrats und 
der mit der Geschäftsführung betrauten Personen;

97	 Fusion, Umwandlung, Spaltung, Auflösung und Li-
quidation der Gesellschaft;

Vergleichsversion Statutenrevision Bereinigter neuer Statutentext 

Artikel 7  Die Organe der Gesellschaft sind:

		 [keine Änderung]

A.	 Die Generalversammlung 

Artikel 8  Zuständigkeiten der Generalversammlung

	 [keine Änderung]

1	 [keine Änderung]

2	 [keine Änderung]

3	 Genehmigung des Jahresberichts bzw. Lagebe-
richts, der Konzernrechnung und der Jahresrech-
nung sowie des Berichts über nichtfinanzielle Be-
lange;

4	 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanz-
gewinns, insbesondere die Festsetzung der Divi-
dende;

5	 [keine Änderung]

6	 Festsetzung der Zwischendividende, sofern eine 
solche vorgesehen ist, und die Genehmigung des 
dafür erforderlichen Zwischenabschlusses;

7	 Beschlussfassung über die allfällige Rückzahlung 
der gesetzlichen Kapitalreserve;

8	 Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrats und 
der mit der Geschäftsführung betrauten Personen;

9	 [keine inhaltliche Änderung]

3.	 Organe der Gesellschaft
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108	Dekotierung von Aktien;

119	Beschlussfassung über alle Gegenstände, die der 
Generalversammlung durch das Gesetz oder die 
Statuten und Reglemente vorbehalten sind, oder ihr 
durch den Verwaltungsrat oder die Revisionsstelle 
vorgelegt werden.

Artikel 9 	 Ordentliche und ausserordentliche  
		  Generalversammlung

1	 Die ordentliche Generalversammlung findet all-
jährlich jährlich innerhalb von sechs Monaten nach 
Schluss des Geschäftsjahrs statt.

2	 Ausserordentliche Generalversammlungen wer-
den je nach Bedürfnis einberufen, insbesondere 
in den vom Gesetz vorgesehenen Fällen. Aktionä-
re, die zusammen mindestens zehn fünf Prozent 
des Aktienkapitals oder der Stimmen vertreten, 
können schriftlich unter Angabe der Gründe und 
der Verhandlungsgegenstände sowie der Anträge, 
bei Wahlen der Namen der vorgeschlagenen Kan-
didaten, jederzeit die Einberufung verlangen. Die 
Generalversammlungen werden durch den Verwal-
tungsrat, nötigenfalls durch die Revisionsstelle oder 
einen Liquidator einberufen.

Artikel 10 Einberufung, Traktandierung

1	 Die Einladung erfolgt spätestens 20 Tage vor dem 
Versammlungstag in der durch Art. 33 der Statu-
ten vorgeschriebenen Form. In der Einladung sind 
die Verhandlungsgegenstände sowie die Anträge 
des Verwaltungsrats und der Aktionäre, welche die 
Durchführung einer Generalversammlung oder die 
Traktandierung eines Verhandlungsgegenstands 
verlangt haben, bekanntzugeben. Über Gegenstän-
de, die nicht in dieser Weise angekündigt worden 
sind, können keine Beschlüsse gefasst werden, 
ausser über einen Antrag betreffend Einberufung 
einer ausserordentlichen Generalversammlung 
oder betreffend Durchführung einer Sonderprüfung 
Einberufung sind bekanntzugeben: (i) Datum, Be-
ginn, Art und Ort der Generalversammlung; (ii) die 
Verhandlungsgegenstände; (iii) die Anträge des 
Verwaltungsrats samt kurzer Begründung; (iv) ge-
gebenenfalls die Anträge der Aktionäre samt kurzer 
Begründung; und (v) der Name und die Adresse des 
unabhängigen Stimmrechtsvertreters. 

Vergleichsversion Statutenrevision Bereinigter neuer Statutentext 

10	 [keine inhaltliche Änderung]

11	 [keine inhaltliche Änderung]

Artikel 9 	 Ordentliche und ausserordentliche  
		  Generalversammlung

1	 Die ordentliche Generalversammlung findet jährlich 
innerhalb von sechs Monaten nach Schluss des Ge-
schäftsjahrs statt.

2	 Ausserordentliche Generalversammlungen werden 
je nach Bedürfnis einberufen, insbesondere in den 
vom Gesetz vorgesehenen Fällen. Aktionäre, die zu-
sammen mindestens fünf Prozent des Aktienkapi-
tals oder der Stimmen vertreten, können schriftlich 
unter Angabe der Gründe und der Verhandlungs-
gegenstände sowie der Anträge bei Wahlen der 
Namen der vorgeschlagenen Kandidaten jederzeit 
die Einberufung verlangen. Die Generalversamm-
lungen werden durch den Verwaltungsrat, nötigen-
falls durch die Revisionsstelle oder einen Liquidator 
einberufen.

Artikel 10 Einberufung, Traktandierung

1	 Die Einladung erfolgt spätestens 20 Tage vor dem 
Versammlungstag in der durch Art. 33 der Statuten 
vorgeschriebenen Form. In der Einberufung sind 
bekanntzugeben: (i) Datum, Beginn, Art und Ort der 
Generalversammlung; (ii) die Verhandlungsgegen-
stände; (iii) die Anträge des Verwaltungsrats samt 
kurzer Begründung; (iv) gegebenenfalls die Anträge 
der Aktionäre samt kurzer Begründung; und (v) der 
Name und die Adresse des unabhängigen Stimm-
rechtsvertreters. 
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2	 Aktionäre, welche alleine oder zusammen über 
mindestens zehn 0.5 Prozent des Aktienkapitals 
oder Aktien im Nennwert von mindestens CHF 
1’000’000.00 vertreten der Stimmen verfügen, 
können die Traktandierung eines Verhandlungsge-
genstandes in oder die Aufnahme eines Antrags zu 
einem Verhandlungsgegenstand in die Einberufung 
der Generalversammlung verlangen. Der entspre-
chende Antrag muss mindestens 60 Tage vor dem 
Versammlungstermin schriftlich, unter Angabe des 
Verhandlungsgegenstandes und der Anträge des 
Aktionärs, beim Verwaltungsrat der Gesellschaft 
eingehen.

3	 Spätestens 20 Tage vor der ordentlichen General-
versammlung sind der Geschäftsbericht, der Vergü-
tungsbericht und der zugehörige Prüfungsbericht, 
der Revisionsbericht und allfällige Anträge auf Ab-
änderung der Statuten den Aktionären am Gesell-
schaftssitz zur Einsicht aufzulegen zugänglich zu 
machen. Sofern die Unterlagen nicht elektronisch 
zugänglich sind, kann jeder Aktionär verlangen, 
dass ihm diese rechtzeitig zugestellt werden.

Artikel 11 Beschlüsse und Wahlen

1	 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse und 
vollzieht ihre Wahlen, soweit nicht eine zwingende 
Vorschrift des Gesetzes oder anderslautende Be-
stimmungen der Statuten entgegenstehen, mit der 
absoluten Mehrheit der vertretenen Aktienstimmen. 
Stimmenthaltungen werden nicht mitgezählt. Ein 
Beschluss der Generalversammlung über die Deko-
tierung von Aktien erfordert mindestens zwei Drittel 
der vertretenen Aktienstimmen und die absolute 
Mehrheit der vertretenen Aktiennennwerte. 

2	 In der Regel finden die Abstimmungen und Wahlen 
offen statt. Schriftliche Abstimmungen und Wah-
len erfolgen auf Anordnung des Vorsitzenden oder 
wenn die Mehrheit der vertretenen Aktienstimmen 
dies verlangt. Der Vorsitzende kann Abstimmun-
gen und Wahlen auch im elektronischen Verfahren 
durchführen lassen. Elektronische Abstimmun-
gen und Wahlen sind dem schriftlichen Verfahren 
gleichwertig.

3	 Der Vorsitzende kann eine offene Wahl oder Abstim-
mung durch ein schriftliches oder elektronisches 

Vergleichsversion Statutenrevision Bereinigter neuer Statutentext 

2	 Aktionäre, welche alleine oder zusammen über min- 
destens 0.5 Prozent des Aktienkapitals oder der 
Stimmen verfügen, können die Traktandierung ei-
nes Verhandlungsgegenstands oder die Aufnahme 
eines Antrags zu einem Verhandlungsgegenstand 
in die Einberufung der Generalversammlung verlan-
gen. Der entsprechende Antrag muss mindestens 
60 Tage vor dem Versammlungstermin schriftlich, 
unter Angabe des Verhandlungsgegenstands und 
der Anträge des Aktionärs beim Verwaltungsrat der 
Gesellschaft eingehen.

3	 Spätestens 20 Tage vor der ordentlichen General-
versammlung sind der Geschäftsbericht, der Vergü-
tungsbericht und der zugehörige Prüfungsbericht, 
der Revisionsbericht und allfällige Anträge auf Ab-
änderung der Statuten den Aktionären zugänglich 
zu machen. Sofern die Unterlagen nicht elektro-
nisch zugänglich sind, kann jeder Aktionär verlan-
gen, dass ihm diese rechtzeitig zugestellt werden.

Artikel 11 Beschlüsse und Wahlen

1	 Die Generalversammlung fasst ihre Beschlüsse und 
vollzieht ihre Wahlen, soweit nicht eine zwingende 
Vorschrift des Gesetzes oder anderslautende Be-
stimmungen der Statuten entgegenstehen, mit der 
Mehrheit der vertretenen Aktienstimmen. Stimm-
enthaltungen werden nicht mitgezählt. 

2	 [keine Änderung]

3	 [keine Änderung]
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Verfahren wiederholen lassen, sofern nach seiner 
Meinung Zweifel am Abstimmungsergebnis beste-
hen. In diesem Fall gilt die vorausgegangene offene 
Wahl oder Abstimmung als nicht geschehen.

4	 Kommt bei Wahlen im ersten Wahlgang eine gültige 
Wahl nicht zustande und stehen mehr als ein Be-
werber zur Wahl, so ordnet der Vorsitzende einen 
zweiten Wahlgang an, in welchem das relative Mehr 
entscheidet.

Artikel 12 Stimmrecht und Vertretung

1	 In der Generalversammlung berechtigt jede Aktie zu 
einer Stimme.

2	 Jeder Aktionär kann sich an der Generalversamm-
lung durch schriftliche Vollmacht durch einen von 
ihm bestimmten Vertreter vertreten lassen, der 
selbst nicht Aktionär zu sein braucht. Alle von einem 
Aktionär gehaltenen Aktien können nur von einer 
Person vertreten werden.

3	 Der Verwaltungsrat erlässt die Verfahrensvorschrif-
ten über die Teilnahme und Vertretung an der Gene-
ralversammlung sowie die Erteilung von Weisungen. 
Er stellt sicher, dass Aktionäre dem unabhängigen 
Stimmrechtsvertreter auch elektronisch Vollmach-
ten und Weisungen erteilen können.

4	 Bei Beschlüssen über die Entlastung des Verwal-
tungsrats haben Personen, die in irgendeiner Wei-
se an der Geschäftsführung teilgenommen haben, 
kein Stimmrecht.

Artikel 13 Vorsitz, Stimmenzähler, Protokoll

1	 Den Vorsitz in der Generalversammlung führt der 
Präsident des Verwaltungsrats oder bei dessen Ab-
wesenheit der Vizepräsident oder ein anderes Mit-
glied des Verwaltungsrats. Im Zweifel wird der Vor-
sitzende von der Generalversammlung bezeichnet. 
Der Vorsitzende verfügt über sämtliche verfahrens-
leitenden Befugnisse.

2	 Der Vorsitzende bezeichnet einen Sekretär Proto-
kollführer und die Stimmenzähler, die nicht Aktio- 
näre zu sein brauchen. Das Protokoll der General-
versammlung ist vom Vorsitzenden und vom Sekre-
tär Protokollführer zu unterzeichnen.

Vergleichsversion Statutenrevision Bereinigter neuer Statutentext 

4	 [keine Änderung]

Artikel 12 Stimmrecht und Vertretung

1	 [keine Änderung]

2	 [keine Änderung]

3	 [keine Änderung]

4	 [keine Änderung]

Artikel 13 Vorsitz, Stimmenzähler, Protokoll

1	 [keine Änderung]

2	 Der Vorsitzende bezeichnet einen Protokollführer 
und die Stimmenzähler, die nicht Aktionäre zu sein 
brauchen. Das Protokoll der Generalversammlung 
ist vom Vorsitzenden und vom Protokollführer zu 
unterzeichnen.
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3	 Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind unter An-
gabe der genauen Stimmenverhältnisse innerhalb 
von 15 Kalendertagen nach der Generalversamm-
lung auf elektronischem Weg zugänglich zu ma-
chen; jeder Aktionär kann verlangen, dass ihm das 
Protokoll innerhalb von 30 Kalendertagen nach der 
Generalversammlung zugänglich gemacht wird.

Artikel 14 Unabhängiger Stimmrechtsvertreter

1	 Die Generalversammlung wählt einen unabhän-
gigen Stimmrechtsvertreter. Die Amtszeit endet 
jeweils mit Abschluss der nächsten ordentlichen 
Generalversammlung. Wiederwahl ist möglich.

2	 Die Generalversammlung kann den unabhängigen 
Stimmrechtsvertreter auf das Ende der Generalver-
sammlung abberufen.

3	 Fällt der unabhängige Stimmrechtsvertreter aus, 
so ernennt der Verwaltungsrat einen solchen für 
die Dauer bis zur nächsten ordentlichen General-
versammlung. Bisher abgegebene Stimmrechts-
instruktionen behalten ihre Gültigkeit, sofern ein 
Aktionär für seine Stimmabgabe nicht ausdrücklich 
anderslautende Instruktionen erteilt.

4	 Der unabhängige Stimmrechtsvertreter kann sich 
an der Generalversammlung vertreten lassen. Er 
bleibt für die Erfüllung seiner Pflichten vollumfäng-
lich verantwortlich.

5	 Der unabhängige Stimmrechtsvertreter ist verpflich-
tet, die von ihm vertretenen Stimmrechte weisungs-
gemäss auszuüben. Hat er keine Weisungen erhal-
ten, so enthält er sich der Stimme.

B.	 Der Verwaltungsrat

Artikel 15 Zusammensetzung des Verwaltungsrats

1	 Der Verwaltungsrat besteht aus mindestens drei 
und höchstens neun Mitgliedern.

2	 Die Mitglieder des Verwaltungsrates werden von 
der Generalversammlung einzeln für eine Dauer von 
einem Jahr bis zum Abschluss der nächsten ordent-
lichen Generalversammlung gewählt. Wiederwahl 
ist zulässig.

Vergleichsversion Statutenrevision Bereinigter neuer Statutentext 

3	 Die Beschlüsse und Wahlergebnisse sind unter An-
gabe der genauen Stimmenverhältnisse innerhalb 
von 15 Kalendertagen nach der Generalversamm-
lung auf elektronischem Weg zugänglich zu ma-
chen; jeder Aktionär kann verlangen, dass ihm das 
Protokoll innerhalb von 30 Kalendertagen nach der 
Generalversammlung zugänglich gemacht wird.

Artikel 14 Unabhängiger Stimmrechtsvertreter

1	 [keine Änderung]

2	 [keine Änderung]

3	 [keine Änderung]

4	 [keine Änderung]

5	 [keine Änderung]

B.	 Der Verwaltungsrat

Artikel 15 Zusammensetzung des Verwaltungsrats

1	 [keine Änderung]

2	 Die Mitglieder des Verwaltungsrats werden von der 
Generalversammlung einzeln für eine Dauer von 
einem Jahr bis zum Abschluss der nächsten ordent-
lichen Generalversammlung gewählt. Wiederwahl 
ist zulässig.
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3	 Bei der Zusammensetzung achtet der Verwaltungs-
rat auf eine ausgewogene Diversität, insbesondere 
hinsichtlich Kompetenzen und Erfahrung.

Artikel 16 Organisation des Verwaltungsrats

1	 Der Verwaltungsrat konstituiert sich unter Vorbehalt 
der gesetzlichen Bestimmungen und der Statuten 
selbst. Er wählt aus seinem Kreis einen Vizepräsi-
denten und kann einen Sekretär Protokollführer be-
zeichnen, der nicht Verwaltungsratsmitglied zu sein 
braucht. Über die Verhandlungen und Beschlüsse 
des Verwaltungsrats wird ein Protokoll geführt, das 
vom jeweiligen Vorsitzenden und vom Sekretär Pro-
tokollführer zu unterzeichnen ist.

2	 Fällt der Präsident aus, so ernennt der Verwaltungs-
rat eines seiner Mitglieder zum Präsidenten ad inte-
rim für die verbleibende Amtsdauer.

3	 Der Verwaltungsrat kann zur Wahrnehmung auch 
unübertragbarer und unentziehbarer Aufgaben aus 
seiner Mitte Ausschüsse bestellen und diese oder 
einzelne seiner Mitglieder mit der Vorbereitung und 
Ausführung seiner Beschlüsse, der Überwachung 
der Geschäfte sowie begleitenden Sonderaufgaben 
betrauen.

Artikel 17	 Einberufung, Beschlussfassung,  
		  Protokoll

1	 Der Verwaltungsrat versammelt sich auf Einberu-
fung durch den Präsidenten, so oft es die Geschäfte 
erfordern, oder wenn ein Mitglied es verlangt. Die 
Anwesenheit kann auch per Telefon oder elektroni-
sche Mittel (z. B. Videokonferenz) erfolgen. Sitzun-
gen können auch mit elektronischen Mitteln ohne 
Sitzungsort durchgeführt werden.

2	 Jedes Mitglied kann jederzeit unter Angabe der 
Gründe vom Präsidenten die unverzügliche Einbe-
rufung einer Sitzung verlangen.

3	 Der Verwaltungsrat ist beschlussfähig, wenn und 
solange mindestens die Mehrheit seiner Mitglieder 
anwesend ist. Beschlüsse werden mit der Mehrheit 
der Stimmen anwesender Mitglieder gefasst. Jedem 
Mitglied steht eine Stimme zu. Der Vorsitzende hat 
den Stichentscheid.
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3	 [keine Änderung]

Artikel 16 Organisation des Verwaltungsrats

1	 Der Verwaltungsrat konstituiert sich unter Vorbehalt 
der gesetzlichen Bestimmungen und der Statuten 
selbst. Er wählt aus seinem Kreis einen Vizepräsi-
denten und kann einen Protokollführer bezeichnen, 
der nicht Verwaltungsratsmitglied zu sein braucht. 
Über die Verhandlungen und Beschlüsse des Ver-
waltungsrats wird ein Protokoll geführt, das vom 
jeweiligen Vorsitzenden und vom Protokollführer zu 
unterzeichnen ist.

2	 [keine Änderung]

3	 [keine Änderung]

Artikel 17	 Einberufung, Beschlussfassung,  
		  Protokoll

1	 Der Verwaltungsrat versammelt sich auf Einberu-
fung durch den Präsidenten, so oft es die Geschäfte 
erfordern oder wenn ein Mitglied es verlangt. Die 
Anwesenheit kann auch per Telefon oder elektroni-
sche Mittel (z. B. Videokonferenz) erfolgen. Sitzun-
gen können auch mit elektronischen Mitteln ohne 
Sitzungsort durchgeführt werden.

2	 [keine Änderung]

3	 [keine Änderung]
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4	 Kein Präsenzquorum muss eingehalten werden, 
wenn ausschliesslich die erfolgte Durchführung 
einer Kapitalerhöhung festzustellen und die an-
schliessend vorzunehmende Statutenänderung zu 
beschliessen ist.

5	 Der Verwaltungsrat kann seine Beschlüsse auch auf 
schriftlichem Weg auf Papier oder in elektronischer 
Form (einschliesslich Brief, oder E-Mail oder Tele-
fax) fassen, sofern nicht ein Mitglied die mündliche 
Beratung verlangt. Im Fall der Beschlussfassung 
auf elektronischem Weg ist keine Unterschrift er-
forderlich; vorbehalten bleibt eine anderslautende, 
schriftliche Festlegung des Verwaltungsrats. Solche 
Beschlüsse gemäss diesem Abs. 5 bedürfen der Zu-
stimmung der Mehrheit sämtlicher Mitglieder des 
Verwaltungsrats. Sie sind in das Protokoll des Ver-
waltungsrats aufzunehmen. 

Artikel 18 Befugnisse des Verwaltungsrats

1	 Der Verwaltungsrat hat insbesondere folgende un-
übertragbare und unentziehbare Aufgaben:

1.	 die Oberleitung der Gesellschaft und die Ertei-
lung der nötigen Weisungen;

2.	 die Festlegung der Organisation;

3.	 die Ausgestaltung des Rechnungswesens, der 
Finanzkontrolle sowie der Finanzplanung;

4.	 die Ernennung und Abberufung der mit der Ge-
schäftsführung und der Vertretung betrauten 
Personen und die Regelung der Zeichnungs-
berechtigung. Bei der Zusammensetzung der 
Geschäftsführung achtet der Verwaltungsrat 
auf eine ausgewogene Diversität, insbesondere 
hinsichtlich Kompetenzen und Erfahrung;

5.	 die Oberaufsicht über die mit der Geschäftsfüh-
rung betrauten Personen, namentlich im Hin-
blick auf die Befolgung der Gesetze, Statuten, 
Reglemente und Weisungen;

6.	 die Genehmigung der auf die Schaffung von 
langfristigem, nachhaltigem Wert ausgelegten 
Geschäftsstrategie – sowie darin eingeschlos-
sen der Nachhaltigkeitsstrategie – und die 
Oberaufsicht über die entsprechende Umset-
zung;
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4	 [keine Änderung]

5	 Der Verwaltungsrat kann seine Beschlüsse auch auf 
schriftlichem Weg auf Papier oder in elektronischer 
Form (einschliesslich Brief oder E-Mail) fassen, 
sofern nicht ein Mitglied die mündliche Beratung 
verlangt. Im Fall der Beschlussfassung auf elek-
tronischem Weg ist keine Unterschrift erforderlich; 
vorbehalten bleibt eine anderslautende, schriftliche 
Festlegung des Verwaltungsrats. Beschlüsse ge-
mäss diesem Abs. 5 bedürfen der Zustimmung der 
Mehrheit sämtlicher Mitglieder des Verwaltungs-
rats. Sie sind in das Protokoll des Verwaltungsrats 
aufzunehmen. 

Artikel 18 Befugnisse des Verwaltungsrats

1	 [keine Änderung]

1.	 [keine Änderung]

2.	 [keine Änderung]

3.	 [keine Änderung]

4.	 [keine Änderung]

5.	 [keine Änderung]

6.	 [keine Änderung]
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7.	 die Erstellung des Geschäftsberichts und des 
Vergütungsberichts sowie des Berichts über 
nichtfinanzielle Belange sowie die Vorbereitung 
der Generalversammlung und die Ausführung 
ihrer Beschlüsse;

8.	 die Beschlussfassung über die nachträgliche 
Leistung von Einlagen auf nicht vollständig libe-
rierten Aktien und daraus folgende Statutenän-
derungen;

9.	 die Beschlussfassung über die Erhöhung oder 
Herabsetzung des Aktienkapitals, soweit dies 
in der Kompetenz des Verwaltungsrates liegt 
(Art. 651 Abs. 4 653s OR), Feststellung von 
Kapitalerhöhungen, die Erstellung des Kapital-
erhöhungsberichtes und die Vornahme der ent-
sprechenden Statutenänderungen;

10.	die gemäss Fusionsgesetz und anderen Ge-
setzen anderer Gesetze unübertragbaren und 
unentziehbaren Aufgaben und Befugnisse des 
Verwaltungsrats;

11.	die Einreichung eines Gesuchs um Nachlass-
stundung und die Benachrichtigung des Rich-
ters Gerichts im Fall der Überschuldung.

2	 Der Verwaltungsrat kann in allen Angelegenheiten 
Beschluss fassen, die nicht nach Gesetz oder Sta-
tuten einem anderen Organ der Gesellschaft vorbe-
halten sind.

Artikel 19 Zusätzliche Tätigkeiten

1	 Mitglieder des Verwaltungsrats dürfen ausserhalb 
des Konzerns nicht mehr als vier weitere Mandate 
in den obersten Leitungs- oder Verwaltungsorganen 
von bei börsenkotierten Gesellschaften Unterneh-
men sowie sechs weitere solche Mandate bei nicht-
kotierten, kommerziell tätigen Rechtseinheiten, die 
verpflichtet sind, sich ins Handelsregister oder ein 
entsprechendes ausländisches Register eintragen 
zu lassen, Unternehmen gleichzeitig ausüben. So-
weit die Höchstzahl von Mandaten in börsenkotier-
ten Gesellschaften Unternehmen durch ein Mitglied 
nicht erreicht wird, erhöht sich die Anzahl zulässi-
ger Mandate in nichtkotierten, kommerziell tätigen 
Rechtseinheiten Unternehmen im entsprechenden 
Umfang. Kurzfristige Überschreitungen dieser Maxi-
malzahlen sind mit Zustimmung des Verwaltungs-
rats zulässig.
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7.	 die Erstellung des Geschäftsberichts und des 
Vergütungsberichts sowie des Berichts über 
nichtfinanzielle Belange sowie die Vorbereitung 
der Generalversammlung und die Ausführung 
ihrer Beschlüsse;

8.	 [keine Änderung]

9.	 die Beschlussfassung über die Erhöhung oder 
Herabsetzung des Aktienkapitals, soweit dies in 
der Kompetenz des Verwaltungsrats liegt (Art. 
653s OR), Feststellung von Kapitalerhöhungen, 
die Erstellung des Kapitalerhöhungsberichts 
und die Vornahme der entsprechenden Statu-
tenänderungen;

10.	die gemäss Fusionsgesetz und anderen Geset-
zen unübertragbaren und unentziehbaren Auf-
gaben und Befugnisse des Verwaltungsrats;

11.	die Einreichung eines Gesuchs um Nachlass-
stundung und die Benachrichtigung des Ge-
richts im Fall der Überschuldung.

2	 [keine Änderung]

Artikel 19 Zusätzliche Tätigkeiten

1	 Mitglieder des Verwaltungsrats dürfen ausserhalb 
des Konzerns nicht mehr als vier weitere Mandate 
bei börsenkotierten Unternehmen sowie sechs wei-
tere solche Mandate bei nichtkotierten Unterneh-
men gleichzeitig ausüben. Soweit die Höchstzahl 
von Mandaten in börsenkotierten Unternehmen 
durch ein Mitglied nicht erreicht wird, erhöht sich 
die Anzahl zulässiger Mandate in nichtkotierten Un-
ternehmen im entsprechenden Umfang. Kurzfristige 
Überschreitungen dieser Maximalzahlen sind mit 
Zustimmung des Verwaltungsrats zulässig.
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2	 Mitglieder der Geschäftsleitung dürfen, unter Vor-
behalt der Genehmigung durch den Verwaltungsrat, 
ausserhalb des Konzerns nicht mehr als ein weiteres 
Mandat im obersten Leitungs- oder Verwaltungs-
organ einer bei einem börsenkotierten Gesellschaft 
Unternehmen sowie zwei weitere solche Mandate 
bei nichtkotierten, kommerziell tätigen Rechtsein-
heiten, die verpflichtet sind, sich ins Handelsregis-
ter oder ein entsprechendes ausländisches Register 
eintragen zu lassen, Unternehmen gleichzeitig aus-
üben. Kurzfristige Überschreitungen dieser Maxi-
malzahlen bleiben zulässig.

3	 Tätigkeiten in nicht gewinnorientierten oder ge-
meinnützigen Rechtseinheiten wie Vereinen, Ver-
bänden und Stiftungen unterliegen keiner Be-
schränkung.

4	 Als Mandat gilt jede Mitgliedschaft im Verwaltungs-
rat, in der Geschäftsleitung oder im Beirat, oder 
eine vergleichbare Funktion nach ausländischem 
Recht, bei einem Unternehmen mit wirtschaftlichem 
Zweck. 

54	 Mehrere Mandate innerhalb desselben Konzerns 
sowie Mandate, welche in Ausübung der Funk-
tion als Mitglied des Verwaltungsrats oder der Ge-
schäftsleitung bzw. eines obersten Leitungs- oder 
Verwaltungsorgans einer vergleichbaren Funktion 
bei einem Unternehmen mit wirtschaftlichem Zweck 
wahrgenommen werden (einschliesslich in Vorsor-
geeinrichtungen, Joint Ventures und Rechtseinhei-
ten, an denen eine wesentliche Beteiligung gehal-
ten wird), werden als eine Tätigkeit gezählt.

Artikel 20 Darlehen und Kredite

	 Darlehen und Kredite an die Mitglieder des Verwal-
tungsrats und der Geschäftsleitung dürfen nur in 
begründeten Ausnahmefällen gewährt werden. Die 
Gesamtsumme solcher Darlehen und Kredite darf 
CHF 200’000 pro Mitglied nicht überschreiten.

Artikel 21 Übertragung der Geschäftsführung

	 Der Verwaltungsrat ist berechtigt, die Geschäfts-
führung nach Massgabe eines Organisationsregle-
ments ganz oder teilweise an einzelne Mitglieder 
des Verwaltungsrats, an die Geschäftsleitung oder 
an Dritte zu übertragen. Er entscheidet auch über 
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2	 Mitglieder der Geschäftsleitung dürfen, unter Vor-
behalt der Genehmigung durch den Verwaltungsrat, 
ausserhalb des Konzerns nicht mehr als ein weiteres 
Mandat bei einem börsenkotierten Unternehmen 
sowie zwei weitere solche Mandate bei nichtkotier-
ten Unternehmen gleichzeitig ausüben. Kurzfristige 
Überschreitungen dieser Maximalzahlen bleiben zu-
lässig.

3	 [keine Änderung]

4	 Als Mandat gilt jede Mitgliedschaft im Verwaltungs-
rat, in der Geschäftsleitung oder im Beirat, oder 
eine vergleichbare Funktion nach ausländischem 
Recht, bei einem Unternehmen mit wirtschaftlichem 
Zweck. 

 5	 Mehrere Mandate innerhalb desselben Konzerns so-
wie Mandate, welche in Ausübung der Funktion als 
Mitglied des Verwaltungsrats oder der Geschäftslei-
tung bzw. einer vergleichbaren Funktion bei einem 
Unternehmen mit wirtschaftlichem Zweck wahrge-
nommen werden (einschliesslich in Vorsorgeein-
richtungen, Joint Ventures und Rechtseinheiten, an 
denen eine wesentliche Beteiligung gehalten wird), 
werden als eine Tätigkeit gezählt.

Artikel 20 Darlehen und Kredite

	 [keine Änderung]

Artikel 21 Übertragung der Geschäftsführung

[keine Änderung]
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andere Reglemente, Verhaltensrichtlinien und an-
dere interne Bestimmungen der Gesellschaft.

Artikel 22 Vertragsverhältnisse

	 Die Verträge, die den Vergütungen für die Mitglie-
der des Verwaltungsrats und der Geschäftsleitung 
zugrunde liegen, können befristet oder unbefristet 
ausgestaltet sein. Die maximale Dauer der befris-
teten Verträge beträgt ein Jahr. Eine Erneuerung ist 
zulässig. Die Kündigungsfrist bei unbefristeten Ver-
trägen beträgt maximal ein Jahr.

Artikel 23 Vergütungsausschuss

1	 Der Vergütungsausschuss besteht aus mindestens 
drei Mitgliedern des Verwaltungsrats.

2	 Die Mitglieder des Vergütungsausschusses werden 
von der Generalversammlung einzeln für eine Dauer 
von einem Jahr bis zum Abschluss der nächsten or-
dentlichen Generalversammlung gewählt. Wieder-
wahl ist zulässig.

3	 Der Verwaltungsrat bestimmt unter den Mitgliedern 
des Vergütungsausschusses dessen Vorsitzenden 
und erlässt ein Reglement, welches die Aufgaben 
des Vergütungsausschusses unter Berücksichti-
gung von Gesetz und Statuten definiert.

4	 Ist der Vergütungsausschuss nicht vollständig be-
setzt, so ernennt der Verwaltungsrat unter seinen 
Mitgliedern im entsprechenden Umfang Mitglieder 
des Vergütungsausschusses ad interim für die ver-
bleibende Amtsdauer.

5	 Der Vergütungsausschuss hat unter Vorbehalt der 
Befugnisse der Generalversammlung folgende Auf-
gaben:

1.	 Überprüfung der Einhaltung der Grundsätze für 
die Vergütung gemäss Gesetz, Statuten und Re-
glement sowie der Beschlüsse der Generalver-
sammlung betreffend die Vergütung;

2.	 Vorschläge zuhanden des Verwaltungsrats für 
die Festlegung von Grundsätzen, Bemessungs-
kriterien und qualitativen und quantitativen 
Zielen für die Vergütung im Rahmen der gesetz-
lichen und statutarischen Vorgaben;
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Artikel 22 Vertragsverhältnisse

	 [keine Änderung]

Artikel 23 Vergütungsausschuss

1	 [keine Änderung]

2	 [keine Änderung]

3	 [keine Änderung]

4	 [keine Änderung]

5	 [keine Änderung]

1. [keine Änderung]

2. [keine Änderung]
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3.	 Berechnung und Vorschläge zuhanden des Ver-
waltungsrats über die Erreichung der qualitati-
ven und quantitativen Ziele für die Bemessung 
der variablen Vergütung;

 4.	 Vorschläge zuhanden des Verwaltungsrats für 
die Beträge der fixen Vergütung für die Mitglie-
der des Verwaltungsrats sowie der fixen und 
variablen Vergütung für die Mitglieder der Ge-
schäftsleitung;

5.	 Vorschlag zuhanden des Verwaltungsrats des 
Vergütungsberichts;

6.	 Vornahme aller weiteren Handlungen, welche 
ihm durch Gesetz, Statuten oder Reglement zu-
gewiesen werden.

C.	 Die Revisionsstelle

Artikel 24 Wahl, Amtsdauer, Pflichte

1	 Die Generalversammlung wählt alljährlich jährlich 
ein staatlich beaufsichtigtes Revisionsunternehmen 
als Revisionsstelle, deren Tätigkeit sich nach den 
Bestimmungen des Schweizerischen Obligationen-
rechts richtet.

2	 Die Amtsdauer der Revisionsstelle beträgt ein Jahr. 
Sie beginnt mit dem Tag der Wahl und endet mit der 
nächsten darauffolgenden ordentlichen General-
versammlung.

3	 Der Verwaltungsrat kann die Revisionsstelle jeder-
zeit beauftragen, besondere Bücherrevisionen 
durchzuführen und darüber Bericht zu erstatten.

 
A.	Vergütung des Verwaltungsrats

Artikel 25 Zusammensetzung der Vergütung

1	 Die Mitglieder des Verwaltungsrats erhalten für ihre 
Tätigkeit eine fixe Vergütung.

2	 Für die Mitgliedschaft in Ausschüssen oder die 
Übernahme von besonderen Aufgaben oder Aufträ-
gen können Zuschläge ausgerichtet werden.
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3. [keine Änderung]

4. [keine Änderung] 

5. [keine Änderung]

6. [keine Änderung]

C.	 Die Revisionsstelle

Artikel 24 Wahl, Amtsdauer, Pflichten

1	 Die Generalversammlung wählt jährlich ein staat-
lich beaufsichtigtes Revisionsunternehmen als Re-
visionsstelle, deren Tätigkeit sich nach den Bestim-
mungen des Schweizerischen Obligationenrechts 
richtet.

2	 [keine Änderung]

3	 [keine Änderung]

A.	Vergütung des Verwaltungsrats

Artikel 25 Zusammensetzung der Vergütung

1	 [keine Änderung]

2	 [keine Änderung]

4.	 Vergütung
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3	 Für Tätigkeiten in Rechtseinheiten, die durch die 
Gesellschaft direkt oder indirekt kontrolliert wer-
den, sowie für Tätigkeiten, welche in Ausübung der 
Funktion als Mitglied des Verwaltungsrats wahrge-
nommen werden (Art. 19 Abs. 4), dürfen die be-
treffenden Rechtseinheiten an die Mitglieder des 
Verwaltungsrats Vergütungen ausrichten, sofern 
diese Vergütungen durch den von der Generalver-
sammlung genehmigten Betrag abgedeckt sind.

4	 Die Vergütung kann teilweise in Aktien der Gesell-
schaft ausgerichtet werden.

5	 Den Mitgliedern des Verwaltungsrats kann zusätz-
lich die Möglichkeit eingeräumt werden, gesperrte 
Aktien der Gesellschaft zum Marktwert (einschlies-
lich eines Abschlags, welcher die Veräusserungs-
sperre und deren Dauer berücksichtigt) zu kaufen.

6	 Den Mitgliedern des Verwaltungsrats werden zu-
dem Auslagen und Spesen ersetzt. Der Ersatz von 
Auslagen und die Ausrichtung von Spesen gelten 
nicht als Vergütung.

7	 Die Gesellschaft kann im gesetzlich zulässigen Rah-
men Mitglieder des Verwaltungsrats für entstan-
dene Nachteile im Zusammenhang mit Verfahren, 
Prozessen oder Vergleichen, die mit ihrer Tätigkeit 
für die Gesellschaft zusammenhängen, entschädi-
gen sowie entsprechende Beträge bevorschussen 
und Versicherungen abschliessen. Solche Entschä-
digungen, Vorschüsse und Versicherungen gelten 
nicht als Vergütung.

Artikel 26 Genehmigung

1	 Die Generalversammlung genehmigt mit bindender 
Wirkung jährlich anlässlich der ordentlichen Gene-
ralversammlung den Maximalbetrag der fixen Ver-
gütungen an die Mitglieder des Verwaltungsrats für 
die Dauer bis zur nächsten ordentlichen Generalver-
sammlung.

2	 Verweigert die Generalversammlung die Genehmi-
gung, so kann der Verwaltungsrat an der gleichen 
Generalversammlung neue Anträge zur Genehmi-
gung stellen. Stellt der Verwaltungsrat keine neuen 
Anträge oder lehnt die Generalversammlung auch 
die neuen Anträge ab, kann der Verwaltungsrat eine 
neue Generalversammlung einberufen.
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3	 [keine Änderung]

4	 [keine Änderung]

5	 [keine Änderung]

6	 [keine Änderung]

7	 [keine Änderung]

Artikel 26 Genehmigung

1	 [keine Änderung]

2	 [keine Änderung]
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B.	 Vergütung der Geschäftsleitung

Artikel 27 Zusammensetzung der Vergütung

1	 Die Mitglieder der Geschäftsleitung erhalten für ihre 
Tätigkeit eine fixe jährliche Vergütung sowie eine 
variable Vergütung.

2	 Für Tätigkeiten in Rechtseinheiten, die durch die Ge-
sellschaft direkt oder indirekt kontrolliert werden, 
sowie für Tätigkeiten, die in Ausübung der Funktion 
als Mitglied der Geschäftsleitung wahrgenommen 
werden (Art. 19 Abs. 4), dürfen die betreffenden 
Rechtseinheiten an die Mitglieder der Geschäfts-
leitung Vergütungen ausrichten, sofern diese Ver-
gütungen durch die von der Generalversammlung 
genehmigten Beträge abgedeckt sind.

3	 Den Mitgliedern der Geschäftsleitung kann zusätz-
lich die Möglichkeit eingeräumt werden, gesperrte 
Aktien der Gesellschaft zum Marktwert (einschliess-
lich eines Abschlags, welcher die Veräusserungs-
sperre und deren Dauer berücksichtigt) zu kaufen.

4	 Den Mitgliedern der Geschäftsleitung werden zu-
dem Auslagen und Spesen ersetzt. Der Ersatz von 
Auslagen und die Ausrichtung von Spesen gelten 
nicht als Vergütung.

5	 Die Gesellschaft kann im gesetzlich zulässigen Rah-
men Mitglieder der Geschäftsleitung für entstan-
dene Nachteile im Zusammenhang mit Verfahren, 
Prozessen oder Vergleichen, die mit ihrer Tätigkeit 
für die Gesellschaft zusammenhängen, entschädi-
gen sowie entsprechende Beträge bevorschussen 
und Versicherungen abschliessen. Solche Entschä-
digungen, Vorschüsse und Versicherungen gelten 
nicht als Vergütung.

Artikel 28 Variable Vergütung

1	 Die variable Vergütung für die Mitglieder der Ge-
schäftsleitung besteht aus einer kurzfristigen und 
einer langfristigen Komponente.

2	 Die kurzfristige variable Vergütung für die Mitglie-
der der Geschäftsleitung basiert auf qualitativen 
und quantitativen Zielen. Die Beurteilung des Ziel-
erreichungsgrads erfolgt jährlich durch den Verwal-
tungsrat. Die kurzfristige variable Vergütung beträgt 
im Zeitpunkt der Zuteilung maximal 50  % der Ge-
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B.	 Vergütung der Geschäftsleitung

Artikel 27 Zusammensetzung der Vergütung

1	 [keine Änderung]

2	 [keine Änderung]

3	 [keine Änderung]

4	 [keine Änderung]

5	 [keine Änderung]

Artikel 28 Variable Vergütung

1	 [keine Änderung]

2	 [keine Änderung]
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samtvergütung im entsprechenden Geschäftsjahr. 
Sie kann teilweise in Aktien der Gesellschaft ausge-
richtet werden. 

3	 Die langfristige variable Vergütung für die Mitglieder 
der Geschäftsleitung (Long Term Incentive Plan) be-
rücksichtigt die nachhaltige Entwicklung des Unter-
nehmens entlang im Vorfeld definierter Zielwerte, 
wobei sich die Bemessung auf einen mehrjährigen 
Zeitraum von in der Regel mindestens drei Jahren 
bezieht. Die langfristige variable Vergütung beträgt 
im Zeitpunkt der Zuteilung maximal 50 % der vor-
angegangenen fixen Bruttovergütung und kann aus 
Anwartschaften auf Aktien, aus Aktien mit Veräus-
serungssperre oder aus sonstigen Beteiligungsins-
trumenten bestehen. Die Vesting-Periode beträgt 
grundsätzlich mindestens 3 Jahre, gefolgt von einer 
Veräusserungssperrfrist von in der Regel mindes-
tens 2 weiteren Jahren. Der Verwaltungsrat kann in 
begründeten Fällen davon abweichen.

4	 Der Verwaltungsrat erlässt ein Reglement, welches 
die Einzelheiten regelt.

Artikel 29 Genehmigung, Zusatzbetrag

1	 Die Generalversammlung genehmigt mit bindender 
Wirkung jährlich anlässlich der ordentlichen Gene-
ralversammlung den maximalen Gesamtbetrag der 
fixen Vergütungen für die Mitglieder der Geschäfts-
leitung für das nächste Geschäftsjahr.

2	 Die Generalversammlung genehmigt mit bindender 
Wirkung anlässlich der ordentlichen Generalver-
sammlung den Gesamtbetrag der kurzfristigen vari-
ablen Vergütungen für die Mitglieder der Geschäfts-
leitung für das abgelaufene Geschäftsjahr sowie vor 
oder im Jahr der Zuteilung eines mehrjährigen Long 
Term Incentive Plans den maximalen Gesamtbetrag 
der langfristigen variablen Vergütung für die Mitglie-
der der Geschäftsleitung.

3	 Soweit die Vergütung gemäss Abs. 2 dieser Bestim-
mung im Voraus genehmigt wird, stimmt die Ge-
neralversammlung zusätzlich konsultativ über den 
Vergütungsbericht für diese Periode ab.

4	 Verweigert die Generalversammlung die Genehmi-
gung der maximalen Gesamtbeträge gemäss Abs. 1 
oder Abs. 2 dieser Bestimmung, so kann der Verwal-
tungsrat an der gleichen Generalversammlung neue 
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3	 [keine Änderung]

4	 [keine Änderung]

Artikel 29 Genehmigung, Zusatzbetrag

1	 [keine Änderung]

2	 [keine Änderung]

3	 [keine Änderung]

4	 [keine Änderung]
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Anträge zur Genehmigung stellen. Stellt der Verwal-
tungsrat keine neuen Anträge oder lehnt die Gene-
ralversammlung auch die neuen Anträge ab, kann 
der Verwaltungsrat eine neue Generalversammlung 
einberufen.

5	 Für Einstellungen von neuen Mitgliedern der Ge-
schäftsleitung, welche nach der Genehmigung 
durch die Generalversammlung erfolgen, beträgt 
der Zusatzbetrag pro neues Mitglied pro rata 120  % 
der höchsten fixen Vergütung, welche im Geschäfts-
jahr, welches der letzten ordentlichen Generalver-
sammlung vorangegangen ist, an ein Mitglied der 
Geschäftsleitung ausgerichtet wurde. Bei mehrjäh-
rigen Long Term Incentive Plans beträgt der Zusatz-
betrag pro rata temporis für die verbleibende Plan-
dauer max. 50  % der vereinbarten fixen Vergütung. 
Eine Genehmigung dieser zusätzlichen Vergütung 
durch die Generalversammlung ist nicht erforder-
lich.

Artikel 30 Geschäftsjahr, Gewinnverteilung

	 Das Geschäftsjahr der Gesellschaft wird vom Ver-
waltungsrat festgesetzt. Der Verwaltungsrat erstellt 
für jedes Geschäftsjahr einen Geschäftsbericht, 
der sich aus der Jahresrechnung (bestehend aus 
Erfolgsrechnung, Bilanz und Anhang), dem Jahres-
bericht bzw. Lagebericht, dem Vergütungsbericht 
und der Konzernrechnung zusammensetzt. Über 
den Bilanzgewinn verfügt die Generalversammlung 
im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften. Der Ver-
waltungsrat unterbreitet seine Anträge der General-
versammlung.

Artikel 31 Auflösung

	 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflö-
sung und Liquidation der Gesellschaft, wie auch die 
Fusion mit einer anderen Gesellschaft beschliessen.

5	 [keine Änderung]

Artikel 30 Geschäftsjahr, Gewinnverteilung

[keine Änderung]

Artikel 31 Auflösung

	 Die Generalversammlung kann jederzeit die Auflö-
sung und Liquidation der Gesellschaft wie auch die 
Fusion mit einer anderen Gesellschaft beschliessen.

5.	 Jahresrechnung und Gewinnverteilung

6.	 Auflösung und Liquidation der Gesellschaft
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Artikel 32 Liquidation

1	 Die Liquidation der Gesellschaft erfolgt nach den 
gesetzlichen Bestimmungen durch den Verwal-
tungsrat, sofern die Generalversammlung nicht an-
dere Liquidatoren wählt.

2	 Die Liquidatoren sind befugt, die Aktiven freihändig 
zu veräussern.

3	 Der nach Tilgung der Gesellschaftsschulden verblei-
bende Liquidationserlös wird nach Massgabe des 
einbezahlten Aktienkapitals an die Aktionäre ver-
teilt.

Artikel 33 Publikationsorgan, Mitteilungen

1	 Publikationsorgan der Gesellschaft ist das Schwei-
zerische Handelsamtsblatt. Der Verwaltungsrat 
kann weitere Publikationsorgane bezeichnen.

2	 Mitteilungen an die Aktionäre erfolgen im Publika-
tionsorgan und in den gesetzlich vorgeschriebenen 
Fällen schriftlich an die der Gesellschaft letztbe-
kannte Adresse jedes Namenaktionärs.

	 Mitteilungen der Gesellschaft an die Aktionäre 
können nach Wahl des Verwaltungsrats stattdes-
sen oder zusätzlich in einer anderen Form, die den 
Nachweis durch Text ermöglicht (auch elektro-
nisch), an die im Aktienbuch zuletzt eingetragenen 
Kontaktdaten des Aktionärs bzw. Zustellungsbevoll-
mächtigten erfolgen.

Artikel 34 Gerichtsstand

	 Der ausschliessliche Gerichtsstand für sämtliche 
aus dem Gesellschaftsverhältnis entstehenden 
oder damit in Zusammenhang stehenden Streitig-
keiten befindet sich am Sitz der Gesellschaft.

Artikel 32 Liquidation

1	 [keine Änderung]

2	 [keine Änderung]

3	 [keine Änderung]

Artikel 33 Publikationsorgan, Mitteilungen

1	 Publikationsorgan der Gesellschaft ist das Schwei-
zerische Handelsamtsblatt.

2	 Mitteilungen der Gesellschaft an die Aktionäre 
können nach Wahl des Verwaltungsrats stattdes-
sen oder zusätzlich in einer anderen Form, die den 
Nachweis durch Text ermöglicht (auch elektro-
nisch), an die im Aktienbuch zuletzt eingetragenen 
Kontaktdaten des Aktionärs bzw. Zustellungsbevoll-
mächtigten erfolgen.

Artikel 34 Gerichtsstand

	 Der ausschliessliche Gerichtsstand für sämtliche 
aus dem Gesellschaftsverhältnis entstehenden oder 
damit in Zusammenhang stehenden Streitigkeiten 
befindet sich am Sitz der Gesellschaft.

Vergleichsversion Statutenrevision Bereinigter neuer Statutentext 

7.	 Bekanntmachungen, Gerichtsstand


